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KONTAKT

Annuitätendarlehen
Nom.zins bei 3,5 % Tilg., 80% Beleih.
Kreditsumme 350.000 Euro
Banken mit LZ. mtl. Rate
Beratung vor Ort 10 Jahre in Euro

Überregionale Zinsangebote

Quelle: Stand: 29.04.2022

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Darauf sollten Sie bei einem
Zinsvergleich achten

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

Trend: steigend

BB-Bank 2,15 1.647,92
Aachener Bank 2,26 1.680,00
Sparda-Bank West 2,55 1.764,58
Santander 2,55 1.764,58
PSD Bank West 2,59 1.776,25
Postbank 2,79 1.834,58

1822direkt 2,39 1.717,92
Degussa Bank 2,40 1.720,83
Consorsbank 2,40 1.720,83
Comdirect 2,40 1.720,83
Debeka Bausparkasse 2,49 1.747,08
ING 2,60 1.779,17
Allianz 2,83 1.846,25

Was passiert mit Sonderwünschen beim Immobilienkauf?
STEUERRATGEBER

D er Grunderwerbsteuer un-
terliegt eine Vielzahl von
Rechtsvorgängen, die sich

auf die Übertragung eines Grund-
stücks beziehen. Dies können zum
Beispiel Kaufverträge über bebau-
te und unbebaute Grundstücke
oder auch der Grundstückserwerb
über das Meistgebot im Zwangs-
versteigerungsverfahren sein.
Auch um Grundstücke im Sinne
des Grunderwerbsteuerrechts
handelt es sich unter anderem
bei Wohnungs- und Teileigentum
sowie bei grundstücksgleichen
Rechten, wie zum Beispiel bei
einem Erbbaurecht.

Bemessungsgrundlage für die
Grunderwerbsteuer ist die Gegen-
leistung des Erwerbers. Hier ist
in erster Linie der Kaufpreis zu
nennen. Aber auch andere Leis-
tungen, die beim Kauf vertraglich
vereinbart werden, wie die Über-
nahme von Verbindlichkeiten oder
die Einräumung von Rechten für
den Veräußerer (zum Beispiel ein
Nießbrauchrecht), werden in die

Besteuerung einbezogen. Beson-
ders beim Kauf eines Grundstücks,
auf dem noch ein Gebäude zu
erstellen ist, ist besondere Obacht
geboten. Denn wenn sich aus den
Vereinbarungen zwischen Verkäu-
fer (zum Beispiel einem Bauträger)
und dem Erwerber ergibt, dass der
Erwerber das bei Abschluss des
Kaufvertrags unbebaute Grund-
stück letztendlich in bebautem
Zustand erhält, werden nicht nur
der Kaufpreis, sondern auch die
Gebäudeerrichtungskosten in die
grunderwerbsteuerliche Bemes-
sungsgrundlage einbezogen. Mit
der Frage, in welchem Umfang
solche Leistungen einbezogen

werden müssen, beschäftigte
sich das Finanzgericht Bremen in
seinem Urteil vom 09.08.2021, Az.
2 K 77/21.

Der Kläger und seine Ehefrau
erwarben im Februar 2018 von
einem Bauträger Miteigentums-
anteile an einer noch zu errich-
tenden Immobilie in Form von
zwei Eigentumswohnungen nebst
Abstellplätzen. Der Kaufvertrag
sah einen Gesamtkaufpreis in-
klusive Erstellung des Gebäudes
vor. Der Vertrag sah auch vor, dass
die Erwerber unter bestimmten
Umständen und Voraussetzun-
gen Änderungswünsche in der
Bauausführung äußern konnten.
Selbstverständlich mussten sie
dann auch die dadurch entstehen-
den Mehrkosten zusätzlich zum
vereinbarten Kaufpreis zahlen.

Nach Beginn der Rohbauarbei-
ten, einige Monate nach Abschluss
des Kaufvertrags, äußerten die
Erwerber tatsächlich mit und mit
einige Änderungswünsche. Hier-
zu machte der Bauträger jeweils

Kostenangebote und die Erwer-
ber nahmen diese Angebote, in
Summe rund 35.000 Euro, an. Im
Jahr 2020 rechnete der Bauträger
diese Sonderwünsche mit den Er-
werbern ab. Von der Abrechnung
erhielt das Finanzamt Kenntnis
und setzte auch auf diese Summe
Grunderwerbsteuer fest.

Einspruch erfolglos

Der hiergegen eingelegte Ein-
spruch blieb erfolglos. Auch das
daraufhin angerufene Finanzge-
richt bestätigte die Auffassung des
Finanzamts und sah die Festset-
zung der Grunderwerbsteuer dem
Grunde und der Höhe nach als
rechtmäßig an. Auch der Hinweis
der Kläger, dass die Sonderwün-
sche erst Monate nach Abschluss
des Kaufvertrags und somit unab-
hängig davon vereinbart worden
seien, vermochte das Gericht nicht
zu überzeugen. Ausschlaggebend
war unter anderem, dass der Kauf-
vertrag ein bestimmtes Grund-

stück im Zustand der Bebauung
zum Gegenstand hatte. Zwischen
dem Kaufvertrag und den späteren
Werkverträgen zur Erbringung
der Sonderleistungen bestand
ein rechtlicher Zusammenhang
und ergab somit einen einheit-
lichen Erwerbsvorgang. Hinzu
kam, dass alle Vereinbarungen mit
ein und demselben Vertragspart-
ner geschlossen wurden und der
Kaufvertrag bereits Änderungs-
möglichkeiten in der Bauaus-
führung gegen Kostenübernahme
vor Übergang des Objekts auf den
Erwerber vorsah.

Gegen das Urteil wurde keine
Revision zugelassen. Dagegen
haben die Kläger eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim Bundes-
finanzhof eingelegt, die unter dem
Aktenzeichen II B 65/21 anhängig
ist. Vergleichbare Streitfälle sollten
aus diesem Grunde mit Verweis
auf das Verfahren offengehalten
werden.

wirtschaft@medienhausaachen.de

EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

„Nackte Wahrheit sehen wir erst 2023“
VONWOLFGANG SCHUMACHER

AACHEN Anlässlich der Maikundge-
bung in Aachen am Sonntag forderte
der ErsteVorsitzende der IG-Metall,
Jörg Hofmann, in einem Gespräch
mit unserer Zeitung zum The-
ma Tarifpolitik und Inflation eine
deutliche finanzielle Abfederung
der Haushaltseinkommen der Be-
schäftigten durch den Staat.

Es sei ein Irrglaube, sagte Hof-
mann in Aachen, dass durch die
aktuell von der Gewerkschaft ange-
peilten 8,2 Prozentpunkte für eine
Tariferhöhung in der Stahl- und Ei-
senindustrie eine Lohn- und Preis-
spirale befeuert werde. „Im Gegen-
teil. Wir sehen momentan deutlich
eine Profit-Preis-Spirale bei den
Unternehmen am Werk“, die laut
Hofmann auf der Möglichkeit der
Betriebe basiert, die sicherlich vor-
handenen Preissteigerungen durch
höhere Energie- und Einstandskos-
ten in der Produktion „unmittelbar
an die Kunden weiterzugeben und
damit die Marge zu sichern“.

„Stahl ist momentan gefragt
und erzielt hohe Preise“, sagte der
66-jährige Metaller, da reiche an-
gesichts der hohen Inflationsrate
die IG-Metall-Forderung von 8,2
Prozentpunkten Entgelterhöhung
sogar nur knapp zur Kompensation
des Inflationssatzes aus – das waren
rund 7,3 Prozent im März.

Auf die Haushalte kommen,
rechnete Hofmann vor, durch die
dramatisch erhöhten Gas- und
Strompreise im Gefolge des An-
griffskrieges Putins gegen die Uk-
raine„in 2022 Mehrbelastungen von
rund 1000 Euro auf die Haushalte
pro Wohneinheit zu“. Die „gesam-
te nackte Wahrheit“, so Hofmann,
komme aber erst 2023 auf die Haus-
halte zu: „Das wird sich nochmal
dramatisch steigern, das werden
dann rund 2500 Euro Mehrkosten
für Energie sein, das ist ein ganzes
monatliches Durchschnittseinkom-
men“, rechnete er vor.

Gas- undStrompreise deckeln

Diese Belastungen der Arbeitneh-
mer aufzufangen, könne man nicht
alleine der Tarifpolitik überlassen.
Da müsse der Staat dämpfend ein-
greifen. Die Gewerkschaft schlage
vor, die Gas- und die Strompreise
„bis zum normalen Haushaltsver-
brauch zu deckeln“, nur dann könn-
ten auch realistische Tarifforderun-
gen, die die Leistungsfähigkeit der
Industrien nicht übersteigen, am
Ende durchgesetzt werden.

Angesichts der Entwicklung in der
Ukraine, wo auch Hofmann „einen
längeren Zermürbungskrieg, bei
dem es keine Sieger geben wird“
auf Europa zukommen sieht, müs-

se „das Sicherheitsversprechen des
Staates gegenüber seinen Bürgern
neu definiert“ werden. Einer neuen
Aufrüstungsspirale allerdings werde
man entgegentreten, bekräftigte
Hofmann: „Das pauschale Nato-
Zwei-Prozentziel lehnen wir ab.
Eine Aufrüstungsspirale ist keine
Lösung.“

Nach seinem Verständnis heiße
es in der momentanen Situation,
„eine angemessene Ausrüstung der
Bundeswehr Ja, jedoch weitere Auf-
rüstung Nein“. Man müsse parallel
ebenso an erhebliche Nachholbe-
darfe im Zivilschutz oder etwa bei
der Bekämpfung von Cyberangrif-
fen denken, dafür müssten dann
die Mittel fließen.

Beim Thema durch Corona und/
oder den Ukraine-Krieg gestörte
Lieferketten gab sich Hofmann eher
optimistisch. Bereits jetzt sei zu be-
obachten, dass in der Ukraine bei
den Autozulieferern, die beispiels-
weise Kabelbäume liefern, wieder
trotz der Kriegslasten gearbeitet
werde. Er hoffe gleichzeitig, dass

sich die Lage in
China mehr und mehr entspanne.

Für die im Mai startende Tarifrun-
de in der Eisen- und Stahlindustrie

erwartet Hofmann harte Ausein-
andersetzungen zwischen den Ta-
rifparteien: „Wir senden hier erste
Signale, auch für die Metall-Elekt-

roverhandlungen im Herbst“. Der
Metaller erwartet einen Abschluss
bei den Stahlwerkern noch für den
„Sommer dieses Jahres“.

IG-Metall Chef Hofmann warnt in Aachen vor weiteren Belastungen der Arbeitnehmer und nimmt den Staat in die Pflicht.

DUISBURG Auf dem deutschen
Automarkt schwinden die Rabat-
te für Neuwagen weiter. Grund ist
das knappe Angebot, das sich aus
den Produktionsengpässen bei den
Herstellern ergibt. Auch bei tageszu-
gelassenen Fahrzeugen, jungen Ge-
brauchtwagen, den Vermieterfahr-
zeugen und den Rückläufern aus
dem Leasinggeschäft war das Fahr-
zeugangebot im April äußerst eng,
heißt es in der jüngsten Marktstudie
des „Center Automotive Research“.
In der Folge fahren die Händler die
Kaufanreize weiter zurück. (dpa)

KURZNOTIERT

Autohändler fahren
Rabatte weiter zurück

RATGEBER

Wenn ich nurweiß,was ich nicht
will ... –mitMethode aus der ge-
danklichen Sackgasse
Wächst die berufliche Unzufrie-
denheit, wächst häufig auch die
Unsicherheit. Welcher Weg ist für
mich der richtige? Neben Entwick-
lungsmöglichkeiten im aktuellen
Unternehmen entstehen schnell
Ideen zu ganz neuen Tätigkeits-
feldern. Die Flut der abrufbaren
Informationen über Internet, qua-
lifiziert und unqualifiziert, über
Social Media, Meinungsbildner,
Influencer, Freunde und Familie
führt oftmals zur Verwirrung.

Die Berufsberatung im Erwerbs-
leben hilft bei der Orientierung,
begleitet und unterstützt Sie auch
auf diesem Weg. Erste Schritte geht
man leichter – wenn man dabei
nicht alleine ist!

In der Online-Veranstaltung,
„Wenn ich nur weiß, was ich nicht
will ... – mit Methode aus der ge-
danklichen Sackgasse“ lernen Sie
interessante Tools kennen, mit
denen Sie Ihre berufliche Situation
neu einordnen können. Die Ver-
anstaltung findet am 10. Mai um
17:30 Uhr statt. Die Anmeldung ist
telefonisch unter 0241 897-1111
und online unter aachen-dueren.
projekt-ich@arbeitsagentur.de
möglich, weitere Termine auf
Anfrage. Die Teilnahme an der Ver-
anstaltung ist kostenlos.

Fit für
den Beruf

SERIE

ZumTagderArbeit hat der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB)
angesichts der geplantenMilliarden-
Mehrausgaben für die Bundeswehr
eindringlich vor einer Vernachläs-
sigung des Sozialstaats gewarnt.
„Deshalb sagen wir heute klar und
deutlich Nein zu einer massiven
Aufrüstung“, sagte der DGB-Vorsit-
zende Reiner Hoffmann am Sonntag
in Berlin. Militärische Friedens-
sicherung dürfe nicht zulasten des
sozialen Friedens gehen. Bei einer
Kundgebung in Düsseldorf sagte
Kanzler Olaf Scholz (SPD) zu, dass
die höheren Verteidigungsausgaben
keinen Kurswechsel in sozialen Be-
reichen zur Folge haben werden.
Die DGB-Kundgebungen zum 1.

Mai standen in diesem Jahr unter
demMotto „GeMAInsam Zukunft
gestalten“. An den bundesweit rund
400 Veranstaltungen nahmen nach
Gewerkschaftsangaben 203.500
Menschen teil.
DGB-Chef Hoffmann begründete
sein Nein zumassiven Rüstungsaus-
gaben auchmit dem notwendigen
Wandel der Arbeitswelt: „Wir brau-
chen dieses Geld für Zukunftsinves-
titionen in die Transformation. Und
wir brauchen es für die Leistungsfä-
higkeit unseres Sozialstaats.“

Bundeskanzler Scholz betonte,
wenn die Regierung jetzt mehr Geld
für Sicherheit und Verteidigung
ausgebe, weil sie dies angesichts der

russischen Aggression in der Ukraine
müsse, dann gelte: „Wir werden
keines unserer Vorhaben beenden,
das wir für eine gerechtere und soli-
darische Gesellschaft in diesem Land
auf denWeg bringen wollen.“ So
sei erst in dieser Woche das Gesetz
für eines der wichtigsten Vorhaben
beraten worden, mit denen der
Zusammenhalt in der Gesellschaft
vorangebracht werde: „Wir werden
denMindestlohn, den wir erkämpft
haben, anheben auf 12 Euro.“
Außerdem gehöre am Ende des
Arbeitslebens die Klarheit dazu, dass
es stabile Renten und ein stabiles
Rentenniveau gebe. „Auch das
werden wir machen“, sicherte Scholz
zu. (dpa)

Sozialstaat solle nicht vernachlässigtwerden

DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND (DGB) SPRICHTWARNUNG AUS

In Aachen kam es gestern zu einer Kundgebung der DGB. Der Vorsitzende der IG-Metall, Jörg Hofmann,
sagt, dass die Tarifpolitik nicht allein die Belastung der Arbeitnehmer auffangen könne. FOTOS: RALF ROEGER


